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ANZEIGE

Die amerikanische Gesundheitsbe-
hörde FDA hat amMontag veranlasst,
dass die Packungsbeilage der Ab-
nehmspritzen mit einem Warnhin-
weis versehen werden. Denn die so-
genannten GLP-1-Rezeptoragonisten
stehen im Verdacht, das Risiko für
eine seltene, schwere Augenerkran-
kung zu erhöhen. Diese trägt den
komplizierten Namen «nichtarteriiti-

sche anteriore ischämische Optikus-
neuropathie», kurz NAION.

Wer daran leidet, stellt plötzlich
fest, dass die Sicht verschwimmt und
blinde Flecken im Sehfeld auftau-
chen. Der Grund ist der Ausfall der
Blutversorgung des Sehnervs. Dies
kann bis zum permanenten Sehver-
lust führen. Auch in der Schweiz sind
die Behörden, weitgehend unbeach-
tet von der Öffentlichkeit, diesen
Frühling aktiv geworden. Für Semag-

lutid-Spritzen wie Wegovy hat Swiss-
medic einen Warnhinweis ergänzt,
wie ein Sprecher auf Anfrage dieser
Zeitung bestätigt.

Neu heisst es in der Packungsbei-
lage, die Produkte gingen mit einem
«erhöhten Risiko» für die Augen-
krankheit einher. Bei plötzlichemVer-
lust des Sehvermögens solle eine au-
genärztliche Untersuchung erfolgen.
Wenn die Krankheit bestätigt werde,
solle man die Behandlung abbrechen

– allerdings erst nach Rücksprache
mit einem Arzt. Die neuen Warnhin-
weise werfen ein Licht auf ein rele-
vantes Problem. Gerade weil so viele
Menschen weltweit die Abnehmsprit-
zen nutzen, sind die Gesundheitsbe-
hörden gefordert, genau hinzuschau-
en. Denn selbst seltene Nebenwir-
kungen können eine beträchtliche
Zahl an Betroffenen generieren,
wenn Millionen von Menschen ein
Medikament nehmen. Wirtschaft

Pascal Michel

Wo einst Hühner scharrten, schwimmen heute Shrimps: Familie Fillinger züchtet
aufihremLandwirtschaftsbetriebinWagerswilregionaleGarnelen–nachhaltigund
ohne Antibiotika. Weinfelden Bild: BenjaminManser

Opferschutz Seit die Sitzungen des
ThurgauerGrossenRats inWeinfelden
stattfinden, scheinen sie noch mehr
Aufmerksamkeit zu gewinnen: die Ak-
tivistinnen des Feministischen Streik-
kollektivsThurgau. Siehalten seitApril
dieses Jahres jeweilsMahnwachenund
wollen damit auf Gewalt an Frauen
aufmerksam machen und Druck auf-
bauen, dass die Thurgauer Politik sich
stärker für ein Frauenhaus einsetzt. An
der letzten Parlamentssitzung forderte
die SVP-Fraktion ein Ende dieser
Mahnwachen. Im Interview erzählen
dreiMitglieder des Kollektivs, was die-
se Forderung mit ihnen gemacht hat.
«Solche Angriffe sind Teil des Prob-
lems», sagen sie. «Wir werden auf je-
den Fall weitermachen.» Sie erklären,
dass ihre Beharrlichkeit auch mit dem
starkenRückhalt inderBevölkerungzu
tun habe. Dass sie ausgerechnet in die-
semJahrsopräsentsind,habesicheher
durch Zufall ergeben. (viv) Thurgau

Abu Dhabi Der ukrainische Präsident
Wolodimir Selenski hat den ersten Tag
der Gespräche mit Russland als
«konstruktiv und substanziell» be-
zeichnet. ImMittelpunkt des vierstün-
digen Treffens unter Vermittlung der
USA in Abu Dhabi hätten humanitäre
Fragen gestanden. Als Beispiel nannte
Selenski, der nicht selbst an den Ge-
sprächen teilnimmt, etwa den Aus-
tausch von Gefangenen. Eine zweite
Gesprächsrunde ist für heute geplant.
Wer für Russland am Verhandlungs-
tisch sitzt, verrät einiges über die Ab-
sichten des Kremls. Die für zwei Tage
angesetzten Gespräche sind die ersten
direkten Verhandlungen zwischen den
beiden Ländern seit mehr als achtMo-
naten. (chm/dpa) Ausland

Krankheitsabsenzen Fast sechs Wo-
chen fehlen Norweger im Schnitt we-
gen Krankheit pro Jahr am Arbeits-
platz, Schweizer dagegen nur elf Tage
gemässeinerStudie.Sinddieeinenwe-
niger arbeitswillig als die anderen?Ge-
sundheitsökonomen widersprechen.
«Beeinflusst werden die Absenztage
von den Bedingungen des Arbeits-
markts und gesetzlichenRegelungen»,
sagt HSG-Professor Alexander Geiss-
ler. Entscheidend seien Lohnfortzah-
lung, Kündigungsschutz und die Re-
geln für Krankschreibungen. Auch in
der Schweiz nehmendieAbsenzen seit
der Pandemie zu. Arbeitgeber kritisie-
ren Gefälligkeitszeugnisse, Experten
sehendasProblemauchbeiderAusbil-
dung der Ärzte. (Kn.) Schwerpunkt

Gefahr droht der Menschheit von allen
Seiten: Auf der Redaktion flattert eine
E-Mail herein, die denWinterurlaub
zu zweit bedroht sieht. «Rund zwei
Drittel der Frauen und etwa vier von
zehnMännern in der Schweiz fühlen
sich vom Schnarchen ihrer Partnerin
oder ihres Partners gestört», schreibt
die PR-Agentur. «Wer deshalb auf ge-
trennte Hotelzimmer ausweicht, muss
mit deutlich höheren Kosten als für ein
Doppelzimmer rechnen.» Die Lösung
sei eine bestimmte «zahnärztliche Anti-
Schnarch-Schiene».

Schön und gut, bloss sind Zahnärzte
selber nicht gerade bekannt dafür, die
günstigsten Rechnungen zu verschicken.
Doch bei der Suche nach preiswerten
Schnarchbekämpfungsprodukten im
Internet kommen erst recht Zweifel auf.
Da gibt’s Rucksäcke, die nebst dem
Schnarchen gleich auch den Schlaf
verhindern. Bestechend simpel, aber
nur etwas für Hartgesottene. Da wirkt
ein zweites Hotelzimmer direkt wieder
sympathisch. av
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Blind wegen Abnehmspritze:
Auch die Schweiz warnt
Die USAweisen auf eine seltene Nebenwirkung hin. Hier wurde die Packungsbeilage ebenfalls angepasst.

Garnelen frisch aus dem Thurgau

Die Aktivistinnen
hinter der Mahnwache

Selenski lobt Treffen
mit Russland

Norweger fehlen im
Job mehr als Schweizer

Salzkorn

Der Stadt Bischofszell stehen
finanziell herausfordernde
Zeiten bevor. Oberthurgau

Strukturelles Defizit

9215Schönenberg | T 071 642 45 30
www.badertscherag.ch

Komfortwo
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Immo-Tipp der Woche

Janette Ortner
Standortleiterin

goldinger.ch – 071 677 50 02

Im Herbst fallen Feuchtigkeit
und Gerüche stärker auf.
Lüften Sie vor Besichti-
gungen gut und kontrol-
lieren Sie Keller, Fenster
und Aussenwände.

Gegen LaChaux-de-Fonds
resultiert ein emotionaler
5:3-Heimsieg. Sport

HCThurgauzeigtKrallen
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«Fairness-Initiative»
Abstimmung am29. November

Mit der Fairness-Initiative wird
dieHeiratsstrafe abgeschafft
ohne neueUngerechtigkeiten
und ohne den riesigen Bürokra-
tieaufwand, den die Individual-
besteuerung (IB) auslösenwür-

de. Einverdiener-Ehepaaremit
Kindernwerden bei der IB be-
nachteiligt, siemüssenmehr
Steuernbezahlenalsbisher.Das
ist ungerecht. Die Fairness-In-
itative ist gerecht, weil zusätz-
lich zur Steuer gemäss gelten-
demRecht jeweils eine alterna-
tive Steuerberechnung anhand

der Tarife undAbzüge für Un-
verheiratete vorgenommenund
demEhepaar anschliessend der
niedrigere der beiden Steuerbe-
träge in Rechnung gestellt wird.
Der Bürokratieaufwand steigt
bei der Fairness-Initiative nur
leicht. Aber bei der IBwird er
zum«Bürokratiemonster»,weil

vielmehr Steuererklärungen
bearbeitet werdenmüssen und
diese komplizierter sind, denn
der Besitz des Ehepaares (Haus,
Wohnung, Auto,Möbel etc.)
muss aufgeteilt werden. Das
Thurgauer Volk realisierte diese
Nachteile und lehnte die Indivi-
dualbesteuerung imMärz 2026

mit 60 ProzentNein-Stimmen
ab. Leider überstimmte uns da-
mals die restliche Schweiz. Pa-
cken Sie jetzt die Chance und
stimmen Sie am 29. November
der Fairness-Initiative zu.

Regula Streckeisen, 8590Romanshorn,
Präsidentin EVP Romanshorn-Salmsach

«Die alte Milchkuh
Mehrwertsteuer»
«AHV-Zusatzfinanzierung»
Abstimmung am29. November

Dawurstelt unsere Politik
monatelang daran herum,
woher dasGeld für die
13. AHV-Rente nehmen.
Schliesslich soll wieder einmal
die alteMilchkuhMehrwert-
steuer drankommen.

Für Asylleerlauf, weitge-
hend nutzlose Entwicklungs-
hilfe, Kohäsionsmilliarden
an die EU usw. ist genug vor-
handen. Da kannman es
scheinbar locker vomgrossen
Haufen nehmen.

Für den eigenen Bürger
und Steuerzahler ist dann
nichtsmehrda.Darumschreibe
ich bei derMwst.-Abstimmung
ein kräftigesNein auf den
Stimmzettel.

Albert J. Bachmann,
8500 Frauenfeld

«RoteKarte freut
Sozialdirektor»
Ausgabe vom30.Oktober

RegierungsratUrsMartin und
ichhaben gemeinsam, dasswir
beidedankbarerweiseEndeMo-
nat einenLohnhaben, der zum
Leben reicht undwir beide im
KantonThurgauwohnen.Doch
danach istwohl Schluss.Die
Aussagen imArtikel dieser Zei-
tung sind ein Schlag insGesicht
an allemeineFreunde, die nicht
auf der Sonnenseite lebenund
vonder thurgauischen Sozialhil-
fe abhängig sind. Es ist ein
Schlag insGesicht an all jene,
dieaufprivaterBasisGastgeben-
de sindundLeuten in finanziel-
lerNot beistehen, sie begleiten
undunterstützen.Wer so gegen-
über einer Studie austeilt und
sich darüber noch freuen kann,
handelt unreflektiert und einsei-
tig.HerrMartin ist ausmeiner
Sicht dieses verantwortungsvol-
lenAmtes nichtmehrwürdig
undnichtmehr tragbar.

Hanspeter Rissi, 8280, Kreuzlingen

Welchem Kompass
sieht sich die Regie-
rung verpflichtet?
Unweigerlich lassen die Erläu-
terungenunseresRegierungsra-
tes UrsMartin an den letzten

Abschnitt der Präambel der
schweizerischen Bundesverfas-
sung denken, welcher festhält,
«und dass die Stärke des Volkes
sichmisst amWohl der Schwa-
chen». Aktuell scheint imKan-
ton Thurgau nur klar, dass un-
klar ist, welchemKompass sich
der Regierungsrat verpflichtet
sieht. Gerade in diesen Tagen,
in welchen sich in unseren
Nachbarländern Frankreich
undDeutschland die angestau-
te Frustration und die unzähm-
bareZerstörungswut in erschre-
ckendemAusmass auf der
Strassemanifestieren, stellt sich
die Freude unseres UrsMartin
über die restriktive Umsetzung
des Sozialhilfegesetzes als be-
fremdendwennnicht sogar rea-
litätsfern dar.

Umdie tatsächlichen Thur-
gauer Verhältnisse differenzier-
ter und realitätsnah beurteilen
zu können, rege ich an, dass Re-
gierungsrat UrsMartin – viel-
leicht sogar zusammenmit sei-
nen Regierungsratskollegen
und -kolleginnen – jährlichwäh-
rend zweiWochen in den jewei-
ligenFachgebietenderDeparte-
mente Vor-Ort-Arbeit leistet.
Vielleicht springt dann auch die
Kompassnadel wieder etwas
mehrweg von «formalistisch»
und zeigt lebensfrohmehr in
Richtung «menschlich».

Edith Schramm, 8575 Bürglen

Zynische Haltung
WasUrsMartin so positiv dar-
stellt – tiefeKostenundGemein-
deautonomie – entsteht durch
seine zynischeHaltung, durch
die notleidendeMenschenda-
von abgehaltenwerden, ihnen
zustehendeLeistungen einzu-
fordern; gleichzeitig verhindert
sie, dass genügendBetreuungs-
netze entstehen,weil jedeGe-
meinde einen eigenenTarif ha-
bendarf, und sich dieseTarife
teilweise imBereichvon 50Rap-
penbewegen,woderKantonZü-
rich für gleicheLeistungenüber
50Frankenbezahlt; so etwa im
Bereich der psychiatrischen Spi-
tex,wo gut ausgebildete Fach-
kräfte fehlen,weil sie nicht fair
bezahltwerdenund lieber im
KantonZürich arbeiten.Die Fol-
ge ist, dass dieMenschenhier
keineBetreuung erhalten (weil
die öffentlichen Spitex-Organi-
sationen völlig überlastet sind),
dafür aber dannhäufiger in psy-
chiatrischeKliniken eintreten,
wo einTag so viel kostetwie Spi-
tex für einenMonat. Solch fal-
schenAnreize kann ichmir nur
mitDummheit, bewusstemZy-
nismus (hoffentlich verschwin-
dendiese Patienten aus dem
Kanton) oder dembewussten
Versuch, private Spitex-Organi-
sationenzuverunmöglichenund
dafür dieBettender ansässigen
Kliniken zu füllen. Ich schäme

mich für dieseHaltungmeines
Kantons und erwarte vonder
Politik, hier endlich aufzuräu-
men.

Daniel P. Wiedmer, 8500 Frauenfeld

Politische Macht
verpflichtet
Mit grossemBefremdenhaben
wir, das feministischeKollektiv
Thurgau, das InterviewmitRe-
gierungsratUrsMartin imBeob-
achter gelesen.

Dass sich der zuständigeRe-
gierungsrat über das schlechte
AbschneidendesKantonsThur-
gau in einerwissenschaftlichen
Untersuchung zur Sozialhilfe
freut,machtunsfassungslos.Die
Studie zeigt auf, dass die rechtli-
chenRahmenbedingungen im
ThurgauMenschen inNot den
ZugangzurSozialhilfemassiver-
schwerenundBetroffene syste-
matisch unangemessenbehan-
deltwerden.

Anstatt diese Erkenntnisse
ernst zu nehmen und die Praxis
kritisch zu hinterfragen, erklärt
UrsMartin das schlechte Ab-
schneiden kurzerhand zumEr-
folg. Besonders stossend ist das
Machtverständnis, das in den
Aussagen vonUrsMartin zum
Ausdruck kommt.Menschen in
existenziellenNotlagen sind
vomStaat abhängig – eine Posi-

tion,diedieBehördenzubeson-
derer Sorgfalt verpflichtet.Wer
jedochAbschreckung in Kauf
nimmt und tiefe Bezugszahlen
als Erfolg feiert, nutzt diese Ab-
hängigkeit aus. Eine tiefe So-
zialhilfequote ist kein Beweis
für eine erfolgreiche Sozialpoli-
tik. Sie kann auch bedeuten,
dassMenschen aus Scham,
Angst oder aufgrund institutio-
neller Hürden auf Unterstüt-
zung verzichten, die ihnen
rechtlich zusteht. Als Einwoh-
nende dieses Kantons erwarten
wir von Regierungsrat UrsMar-
tin,dasser seineVerantwortung
gegenüber allenMenschen im
Thurgauwahrnimmt.Wir er-
warten, dass sich der Kanton an
fachlichen Standards orientiert,
wissenschaftliche Erkenntnisse
ernst nimmt, unverhältnismäs-
sige Sanktionen überprüft und
sicherstellt, dass betroffene
Menschen einen fairen und
würdevollen Zugang zu den ih-
nen zustehenden Leistungen
erhalten. Der Sozialstaat hat
nicht denAuftrag,möglichst
wenigeMenschen zu unterstüt-
zen, sondern sicherzustellen,
dassMenschen inNot dieHilfe
erhalten,die ihnenzusteht.Die-
se Verantwortung fordernwir
von unserer Regierung ein.

Stephanie Karrer (im Namen des
feministischen Kollektivs Thurgau),
8500 Frauenfeld

Leserbild RaoulWaeber fotografierte.

«Spital-Deal inWetzikon»

DerTagesanzeiger vom30.Ok-
tober behandelt in einer Zwei-
drittelseite unter demTitel
«Zitterpartie umdieZukunft
des Spitals» einenBericht zum
Nachlass des SpitalsWetzikon
imKantonZürich.Offenbar hat
dieThurgauerThurmed Interes-
se an einem Investment in die-
semmarodenProjekt.

Wo sehendieThurgauer Sy-
nergien,welchesfinanzielleRisi-
ko gehen sie ein? Sollte sich die
Thurgauer Spitalgruppenicht
besser auf ihreTätigkeit imKan-

ton limitieren undda ihreMittel
einsetzen. Ist es überhaupt sinn-
voll, ein solches finanziellesRisi-
ko einzugehen?

Viel zu oft sind solche hoch-
fliegendenPläne in einemDe-
saster zuEnde gegangen.Als
EinwohnerdesKantons, inFrau-
enfeldwohnhaft,machenmir
diese PläneAngst. Ich habe in
meinemLeben als Finanzchef
und vormaligerUnterneh-
mungsführer zu oft solche hoch-
fliegendeundwieder sterbende
Projekte ansehenmüssen.

Richard Uhler, 8500 Frauenfeld

Ich vernehmewiederholt, dass
Vertreter anderer Parteien im
Kontext der bevorstehenden
Bundesratswahlen der SVP
einenmöglichst schwachenund
gemächlichen SVP-Bundesrat
bevorzugen. Ist das nicht ein
grosser Skandal für unser
schweizerisches Politsystem?
Warumbestimmtdie betreffen-

de Partei, in diesemFall die
SVP, nicht eigenständig den
fähigsten und kompetentesten
Kandidaten oder die fähigste
undkompetentesteKandidatin?

Jede Partei wäre befähigt,
von dem vorliegenden System
Gebrauch zumachen.

Rolf Hugelshofer, 9220 Bischofszell

Meine Empfehlung
für die Wahl:
Marina Bruggmann
«Wahl des Salmsacher
Gemeindepräsidiums vom
29. November»

Für dasGemeindepräsidium
Salmsach empfehle ichMarina
Bruggmann.Sie ist eineerfahre-
ne, konsensfähige Politikerin,
die sichmit Engagement,
Empathie und sozialemVerant-
wortungsbewusstsein für die
Menschen einsetzt. Sie bringt
Erfahrung aus Politik, Gesund-
heitswesenundder Leitung von
Gremienmit. Als ehemalige
Vize-Gemeindepräsidentin
kennt sie die Anforderungen
des Amtes. Sie steht für eine
sachliche, lösungsorientierte
Politikmit Blick in die Zukunft.

Seit Jahren kenne ich
meineNachbarinalsverlässlich,
kompetent und aufrichtig. Ich
schätze ihremenschliche Art
und ihreÜberzeugung, dass das
Gemeinsamewichtiger ist als
das Trennende.

Deshalbwähle ichMarina
Bruggmannmit voller Überzeu-
gung undVertrauen als Ge-
meindepräsidentin.

Christian Widmer, 8599 Salmsach

«Bischofszeller Stadtratswah-
len vom29. November»

AmSonntag, 29. November,
wähle ich aus voller Überzeu-
gung PascalMächler in den
StadtratvonBischofszell.Mir ist
wichtig, dass die SP auch künf-
tig im Stadtrat vertreten ist und
die politische Vielfalt gewahrt
bleibt. Getreu seinemMotto
«Mächlermacht’s» setzt sich
PascalMächlermitHerzblut für
die Anliegen der Bevölkerung
ein. Ich lernte ihnbei seinerAuf-

nahme in die Bürgergemeinde
kennen.Bereits an seiner ersten
Bürgerversammlungmeldete er
sich spontanalsStimmenzähler.
Das zeigt seine Bereitschaft,
Verantwortung zu übernehmen
und sich für unsere Stadt einzu-
setzen. Ich empfehle Pascal
Mächler zurWahl.Mit ihm ge-
winnenwir eine engagierte
Persönlichkeit und stärken die
politische Ausgewogenheit im
Stadtrat.

Martin Burri, 9220 Bischofszell

Heiratsstrafe in Fairness abschaffen

Das ist ein Schlag ins Gesicht

Am Ende des TagesDie Pläne der Thurmed
machen mir Angst

Vom System Gebrauch machen

Pascal Mächler in den Stadtrat
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OberthurgauMittwoch, 11. November 2026

Arbon Nach acht Jahren als Be-
hördenmitglied der Primar-
schulgemeinde (PSG) Arbon,
hat sich Feliciano Gervasi aus
persönlichen Gründen ent-
schieden, per 30. November zu-
rückzutreten. Gervasi ist seit
2018 inderBehördederPSGAr-
bon. Mit seinem beruflichen
Hintergrund als Architekt war
er für das Ressort Bau und Lie-
genschaften zuständig. In die-
sen Zeitraum fielen grössere
Projekte wie der Doppelkinder-
garten Bergli oder die Sanie-
rung und Ergänzung des Schul-
campus Stacherholz. Diesen
Sommer konnte auch die um-
fangreiche Sanierung der ABC-
Dreifachsporthalle Stacherholz
abgeschlossen werden. Ausser-
dem war Feliciano Gervasi für
die PSG Arbon in mehreren
städtischenKommissionen.

Die Ersatzwahl wird auf den
28. Februar 2027 angesetzt, der
Amtsantritt des neuen Behör-
denmitglieds ist per 1. April vor-
gesehen. Ein allfälliger zweiter
Wahlgang würde am 6. Juni zu-
sammen mit der Abstimmung
über die Jahresrechnung 2026
durchgeführt und der Amtsan-
tritt entsprechend verschoben.
Die laufende Legislatur dauert
noch bis zum 31. Juli 2029. (red)

Es kommt nicht oft vor, dass
eine Körperschaft einer ande-
ren finanziell unter die Arme
greift. Zu einer Ausnahme
könntees imHinblickaufdie im
RahmeneinerSchulraumerwei-
terung geplante Sanierung der
Kradolfer Mehrzweckhalle
kommen. Das Gebäude ist im
Besitz der Volksschulgemeinde
(VSG) Region Sulgen und hat
bereits mehr als vier Jahrzehnte
auf demBuckel.

Die Gesamtkosten für die
Schulraumerweiterung und die
Hallensanierung werden auf
rund 15,8 Millionen Franken
veranschlagt. Vorgesehen ist,
dass die Politische Gemeinde
Kradolf-Schönenberg 1,5Millio-
nen Franken beisteuert; einen
entsprechenden Kredit bean-
tragt der Gemeinderat.

Halle dient nicht nur
schulischenZwecken
DieMehrzweckhalle dient nicht
nur schulischen Zwecken, son-
dern steht auch der Bevölke-
rung für öffentliche Veranstal-
tungen zur Verfügung. «Das
Vereinsleben ist ein wesentli-

Georg Stelzner

cher Pfeiler unserer Gemein-
de», begründet der Gemeinde-
rat seinen Antrag. Zahlreiche
Vereine würden einen un-
schätzbaren Beitrag für den Zu-
sammenhalt, die Integration
und die Lebensqualität in Kra-
dolf-Schönenberg leisten. Der
Gemeinderat erinnert an die
zahlreichen Veranstaltungen
von Vereinen sowie die politi-
schen, kulturellen und sportli-
chen Anlässe, die dank des Ent-
gegenkommensderVolksschul-
gemeinde regelmässig in der

Mehrzweckhalle stattfinden
können. Die Investition von 1,5
Millionen Franken stärke das
gesellschaftliche Leben lang-
fristig und schaffe die Voraus-
setzungen dafür, dass auch
künftige Generationen in den
Genuss eines attraktiven Dorf-
lebens kommen.

An den Besitzverhältnissen
wird sich nachAbschluss der Sa-
nierungsarbeiten nichts ändern.
Die Mehrzweckhalle bleibt zur
Gänze im Eigentum der VSG.
Die beantragten 1,5 Millionen

Franken stellen lediglich einen
begrenzten,einmaligenBaukos-
tenbeitrag der politischen Ge-
meinde dar. Es handelt sich um
«einProjektmitnachweisbarem
Nutzen und einem Nutzungs-
recht für die Bevölkerung
ausserhalbder schulischenAkti-
vitäten», stellt derGemeinderat
in der Botschaft zuhanden der
Gemeindeversammlung fest.

EinNeinwürde amProjekt
nichts ändern
Der Beitrag der Politischen Ge-
meinde Kradolf-Schönenberg
soll hälftig in zwei Tranchen
(2027/2028) über die Investi-
tionsrechnung verbucht wer-
den, wobei 1,2 Millionen Fran-
kenalsBaubeitragund300’000
Franken für Anlagen mit kürze-
rer Lebensdauer abgeschrieben
werden. Daraus ergibt sich eine
jährliche Abschreibung von
rund 56’000 Franken.

«Sollte die Gemeindever-
sammlung von Kradolf-Schö-
nenberg den Baukostenbeitrag
von 1,5 Millionen Franken ab-
lehnen, hätte dies grundsätzlich
keine Änderung am geplanten
Projekt zur Folge», sagt Schul-
präsidentin Andrea Müller. Ab-

striche am Projekt oder Anpas-
sungen am Zeitplan seien in
einem solchen Fall nicht vorge-
sehen. Ein Nein zum Baukos-
tenbeitrag würde bewirken,
dass die VSG den Brutto-Bau-
kredit von 14,82 Millionen voll-
ständig finanzieren müsste. Bei
einem Ja reduziert sich die fi-
nanzielle Belastung der VSG
entsprechend um 1,5 Millionen
Franken. Für die Betrachtung
der gesamten Projektfinanzie-
rung sind laut Müller zusätzlich
die bereits genehmigtenProjek-
tierungskosten von 1,08 Millio-
nen Franken zu berücksichti-
gen. Diese seien in der Ab-
schreibungsplanung der VSG
bereits eingerechnet und nicht
Bestandteil des zur Abstim-
mung gelangenden Brutto-Bau-
kredits.
• •• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •

Hinweis
Der Baukostenbeitrag der Politi-
schenGemeindeKradolf-Schö-
nenberg steht am25. November
an derGemeindeversammlung
zur Diskussion. In der VSGRe-
gion Sulgenwird am30.Novem-
ber–ebenfallsanderGemeinde-
versammlung – über denBrutto-
Baukredit entschieden.

Betrachtet man die Eckdaten
des Budgets der Stadt Bischofs-
zell, könnte man denken, alles
sei in bester Ordnung. Finanz-
verwalter Pascal Eichmann
rechnet für das Jahr 2027 mit
einemPlus von851’102Franken
bei gleichbleibendem Steuer-
fuss von68Prozent und geplan-
ten Nettoinvestitionen von 2,93
Millionen. Doch die Zukunfts-
aussichten für die Rosenstadt
seien alles andere als rosig,
warnt Stadtpräsident Thomas
Weingart. Aber dazu später.

Bischofszell hält nicht
Schrittmit demKanton
Positiv auf den budgetierten Ge-
winn von fast einer Million wir-
ken sich die prognostizierten
Steuereinnahmen von 8,40 Mil-
lionen aus. Das sind 445’000
Franken mehr als noch im Vor-
jahr. Und dennoch hält die
Steuerkraft in Bischofszell nicht
Schritt mit dem Thurgauer
Durchschnitt, weshalb auch der
Finanzausgleich desKantons um
700’000 Franken auf 2,40 Mil-
lionen ansteigen dürfte. «Wir
sind sozusagen sozialhilfeabhän-
gig vomKanton», bringt es Eich-
mannplakativaufdenPunkt.Ein
Schicksal, das Bischofszell mit
den anderen drei Städten im
Oberthurgau teilt. Ohne Finanz-
ausgleich, läge laut Eichmann
der Steuerfuss von Bischofszell
etwa 20 Prozentpunkte höher.

Dies ist jedoch kein Eigen-
verschulden der Stadt, sondern
hat auch mit der Struktur der
Bevölkerung zu tun. Rund drei
Viertel der Kosten sind gesetz-
lich festgelegt undkönnennicht

beeinflusst werden. So steigen
2027, verglichen mit diesem
Jahr, allein die Kosten in der So-
zialhilfe und im Asylwesen um
weitere 400’000 Franken an.
Auch für die individuellen Prä-
mienverbilligungen (IPV) wird
Bischofszell 117’000 Franken
mehralsnoch imlaufendenJahr
aufwendenmüssen.

KeineGesamtsanierung
des Schwimmbads
Doch schon in etwas mehr als
einem Jahr ziehen düstere Wol-
ken auf über Bischofszell. Ge-
mäss Finanzplan schreibt man

2028 noch eine rote Null, ab
2029gibt esdannaber ein struk-
turelles Defizit mit jährlichen
Verlusten von 0,94 bis 1,23 Mil-
lionen Franken. Wie alle ande-
ren Gemeinden auch wird der
Wegfall der Liegenschaften-
steuer und des Eigenmietwerts
eingrossesLoch indieStadtkas-
se reissen.

VerschärftwirddasSzenario
dadurch, dass die Stadt langfris-
tig von 2027 bis 2036 Investitio-
nen von 36 Millionen Franken
eingeplant hat. Bis in zehn Jah-
ren würde die Nettoverschul-
dung Bischofszells auf rund

3300 Franken pro Einwohner
ansteigen. «Eigentlich müssten
wir den Steuerfuss um zehn
Prozentpunkte erhöhen», gab
Stadtpräsident Weingart zu be-
denken. Angesichts dieser He-
rausforderungen vor der Brust
entschied sich nun der Stadtrat,
Investitionen von mehr als sie-
ben Millionen zu streichen. Die
kostspieligsten dieser insge-
samt zehn Projekte wären die
Innensanierung des Rathauses
(1,54 Millionen), deren Gebäu-
dehülle (0,84 Millionen) sowie
die Totalsanierung des Werk-
hofs (1,265Millionen) gewesen.

Auch die Gesamtsanierung des
Schwimmbads fürmehr als eine
halbeMillionwirddeshalbnicht
wie geplant, sondern nur punk-
tuelldurchgeführt,woesgerade
unabdingbar ist. Dennoch sei
der verzichtbare Anteil der In-
vestitionenzuklein,umalles ins
Lot zu bringen. Der Stadtrat
fährt nun eine Finanzstrategie,
bei der grundsätzlich auf neue,
gesetzlich nicht vorgeschriebe-
ne Aufgaben verzichtet wird.
EineErhöhungdesSteuerfusses
lasse sich aber trotz Einsparbe-
mühungen nicht vermeiden,
beschönigte Weingart nichts
und sagte passend zur Jahres-
zeit: «EswirdWinter – wirmüs-
sen unswarm anziehen.»

Mehr Finanzkompetenz
für die Schulbehörde
Das Budget der Volksschulge-
meinde Bischofszell sieht ein
Minus von 49’900 Franken vor.
Der Steuerfuss – nachHorn und
Tägerwilen dritttiefster imKan-
ton – bleibe bei 90 Prozent, be-
tont Schulpräsidentin Corinna
Pasche-Strasser. Darüber wird
am 10. Dezember in der Aula

Manuel Nagel

Sandbänkli abgestimmt.Bereits
elfTagezuvorwerdendieSchul-
bürger der VSG jedoch zurUrne
gerufen. Am 29. November fin-
det die Ersatzwahl in die Schul-
behörde statt, und es wird zu-
dem über die neue Gemeinde-
ordnung (GO) der VSG sowie
über den Heizungsersatz im
Schulhaus Hoferberg abge-
stimmt. Für den Austausch der
Ölheizungmit einer neuen Erd-
sonden-Wärmepumpe werden
560’000 Franken veranschlagt.

Diese Abstimmung kommt
an die Urne, weil die Finanz-
kompetenz der Behörde nur bis
zu einer halben Million reicht.
Genau das soll sichmit der neu-
en GO ändern. Die Grenze läge
neu bei einer Million, obschon
der Kanton gar zwei Millionen
empfiehlt, doch man habe sich
bewusst für eine tiefere Limite
entschieden, sagt Pasche. Dies
ist die wichtigste Änderung in
der neuen Gemeindeordnung,
die aus dem Jahr 2005 stammt
und mittlerweile überholt ist.
Bei Annahme durch die Schul-
bürgerschaft wird die neue GO
am1. Januar2027 inKraft treten.

Neues Reglement nach drohendemAus desMarkts

An der Gemeindeversammlung
vom 2. Dezember stimmt die
StadtauchüberdieTotalrevision
des Marktreglements ab. Nach-
dem ein Aus des Frühlings-
markts zurDiskussion stand, ha-
ben sich Bischofszell und der
Schweizerische Marktverband
auf eine Leistungsvereinbarung
einigen können. Dieser organi-

siert inzwischen Frühlings- und
Martinimarkt, was die Stadt ent-
lastet. Advents-, Rosen-, Oster-
und Flohmarkt organisiert wei-
terhindieStadt.DieRevisionsoll
laut Stadtrat klare Zuständigkei-
tenschaffen,denVollzugverein-
fachen und die organisatori-
schenGrundlagen den heutigen
Anforderungenanpassen. (man)

Bischofszells Finanzverwalter Pascal Eichmann und Stadtpräsident ThomasWeingart. Bild: Manuel Nagel

Der Eingang zur Kradolfer Mehrzweckhalle befindet sich auf dem
Areal der Primarschule. Bild: Georg Stelzner

Rücktritt aus der
Schulbehörde Beitrag in Millionenhöhe

An der Sanierung derMehrzweckhalle Kradolf soll sich auch die politischeGemeinde beteiligen.

Stadtpräsident Weingart schlägt Alarm
Am Infoanlass der Stadt Bischofszell sowie der Volksschulgemeinde präsentierten die beiden Körperschaften ihr Budget für das Jahr 2027.


